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Preußiſche Gefebfammlung 


Jahrgang 1920 Nr. 14. 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Wiederherſtellung der gelegentlich der Plünderung des Gerichtsgebäudes 
in Altona zerſtörten oder abhanden gekommenen Grundbücher des Amtsgerichts in Altona, S. 79. — 
Verordnung zur Abänderung der Verordnung, betreffend die Gewährung von Reiſekoſten an 
Beamte der Auseinanderſetzungsbehörden, der Anſiedlungskommiſſion und der Meliorationsbauver⸗ 
waltung und an die im Forſteinrichtungsbüro des Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten beſchäftigten Vermeſſungsbeamken, Forſigeometer und Zeichner, vom 23. September 1911 
ſowie der Verordnung, betreffend die Gewährung von Reiſekoſten an Beamte der Meliorationgban- 
verwaltung, vom 9. Juli 1912, S. 84. — Verordnung über die Genehmigung von Grunderwerb 
durch außerpreußiſche juriſtiſche Perſonen, S. 35. — Bekanntmachung des Miniſters für Land- 
wirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Verleihung der Rektoratsverfaſſung und des Promotions» 
rechts an die Landwirtſchaftliche Hochſchule zu Bonn⸗-Poppelsdorf, ©. 85. 


Mr. 11869.) Verordnung, betreffend die Wiederherſtellung der gelegentlich der Plünderung 
des Gerichtsgebäudes in Altona zerſtörten oder abhanden gekommenen 
Grundbücher des Amtsgerichts in Altona. Vom 8. März 1920. = 


Di Preußiſche Staatsregierung verordnet gemäß § 92 der Grundbuchordnung, 
was folgt: 
§ 1. 


Die gelegentlich der Plünderung des Gerichtsgebäudes in Altona am 25. 
und 26. Juni 1919 zerſtörten oder abhanden gekommenen Grundbücher des 
Amtsgerichts in Altona find von Amts wegen wiederherzuſtellen. 


92 

Sind die zu den zerſtörten oder abhanden gekommenen Grundbüchern ge⸗ 
hörenden Grundakten oder die Tabellen unverſehrt geblieben, ſo ſind nach An⸗ 
hörung des Eigentümers oder ſeines Erben die Grundbuchblätter nach Maßgabe 
des Inhalts der Grundakten oder der Tabellen wiederherzuſtellen. 

Die Anwendung des Abf. 1 wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß der 
Eigentümer der Eintragung eines Rechtes, welches nach dem Inhalte der Grund— 
akten oder der Tabelle in dem zerſtörten oder abhanden gekommenen Grundbuch 
eingetragen war, widerſpricht. In dieſem Falle iſt, wenn nicht der vorzuladende 
Berechtigte auf die Eintragung des Rechtes verzichtet, zugleich mit dem Rechte 
der Widerſpruch des Eigentümers einzutragen. 
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Jede aus den Grundakten oder der Tabelle übernommene Eintragung iſt 
dem Eigentümer ſowie im übrigen allen aus den Grundakten oder der Tabelle 
erſichtlichen Perſonen bekannt zu machen, zu deren Gunſten die Eintragung erfolgt 
iſt oder deren Recht durch ſie betroffen wird, ſoweit nicht auf die Bekannt⸗ 
machung verzichtet wird. 

| Sa: 

Außer dem Falle des § 2 erfolgt die Wiederherſtellung der Grundbücher 
des Grundbuchbezirkes Niendorf nach Maßgabe der Vorſchriften der SS 4 bis 15. 


ö $ 4. 
Das Grundbuchamt hat die Kataſterbehörde um Erteilung eines beglaubigten 
Auszugs aus dem Steuerbuche zu erſuchen. 


e 
Über das Eigentum am Grundſtücke ſind zu vernehmen: 
1. der in den Steuerbüchern bezeichnete Eigentümer oder deſſen Erbe, 
2. derjenige, der von den unter 1 Genannten als Eigentümer bezeichnet 
wird oder für deſſen Eigentum ſich Anzeichen ergeben. 

Iſt der Aufenthalt einer dieſer Perſonen unbekannt oder außer⸗ 
halb des Deutſchen Reichs, ſo kann die Vernehmung unterbleiben. Ein 
dem Grundbuchamte bekannter Vertreter iſt zu vernehmen. 

Das Grundbuchamt kann von der Vernehmung einzelner Mit 
eigentümer Abſtand nehmen, wenn es die von den übrigen abgegebenen 
Erklärungen für zutreffend und genügend hält. Den nichtvernommenen 
Miteigentümern iſt mitzuteilen, welche Eintragungen auf Grund der 
Erklärungen der anderen Miteigentümer in Ausſicht genommen ſind. 


3 S 6. 

Die gemäß § 5 zu vernehmenden Perſonen find verpflichtet, dem Grand- 

buchamte: 

1. die zur Eintragung des Eigentums im Grundbuch erforderlichen Nach- 
weiſe beizubringen; 

2. alle auf dem Grundſtücke haftenden Beſchränkungen des Eigentums und 
dinglichen Rechte, insbeſondere Hypotheken, Grundſchulden und Renten 
ſchulden, anzuzeigen. 

Von der Anzeige des Abſ. 1 Nr. 2 find die Berechtigten in 
Kenntnis zu ſetzen. Sie ſind gleichzeitig aufzufordern, die ihr Recht 
betreffenden Urkunden dem Grundbuchamt einzureichen. 


A 

Das Grundbuchamt iſt befugt, die Beteiligten eidesſtattlich und zeugen 
eidlich zu vernehmen, ſchriftliche Auskünfte von den Beteiligten und anderen 
Perſonen, insbeſondere auch von den Feuerverſicherungsgeſellſchaften, zu erfordern 
und auf die Befolgung dieſer und der ſonſtigen in dieſer Verordnung vorgeſehenen 
Anordnungen durch Ordnungsſtrafen hinzuwirken, die Herausgabe und Vorlegung 
von Urkunden und ſonſtigen Schriftſtücken auch durch Wegnahme zu erzwingen. 
Die Vorſchriften des § 33 des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
und der Artikel 15 bis 17 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gericht3- 
barkeit finden Anwendung. 

Die Bekanntmachung der Verfügungen des Grundbuchamts erfolgt nach 
§ 16 des Reichsgeſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit. 


§ 8. 

Alle Perſonen, die nicht als Eigentümer behufs Wiederherſtellung des 
Grundbuchs geladen ſind und gleichwohl vermeinen, daß ihnen an einem in den 
zerſtörten oder abhanden gekommenen Grundbüchern verzeichnet geweſenen Grund⸗ 
ſtücke das Eigentum zuſtehe, ſowie alle Perſonen, welche vermeinen, daß ihnen an 
einem ſolchen Grundſtück ein die Verfügung über dieſes beſchränkendes Recht oder 
eine Hypothek, eine Grundſchuld, eine Rentenſchuld oder ein anderes der Ein- 
tragung im Grundbuche bedürfendes dingliches Recht zuſtehe, find öffentlich auf 
zufordern, ihre Anſprüche innerhalb einer dreimonatigen Friſt, deren Ablauf dem 
Tage nach beſtimmt zu bezeichnen iſt, bei dem Grundbuchamt anzumelden. 

Die Anmeldung iſt nicht erforderlich, ſoweit die einzutragenden Rechte von 
dem Eigentümer gemäß § 6 Abf. 1 Nr. 2 vor Ablauf der dreimonatigen Friſt 
angezeigt ſind. 

Uber die Anmeldung iſt dem Anmeldenden auf Verlangen eine Beſcheinigung 
zu erteilen. 

§ 9. 

Sobald die Ermittlungen im weſentlichen beendet ſind, iſt die öffentliche 
Aufforderung (§ 8) zu erlaſſen. 

Die Aufforderung, in der die in Betracht kommenden Grundbuchblätter im 
einzelnen zu bezeichnen ſind, ſoll veröffentlicht werden: 

1. durch dreimalige Einrückung in das Regierungsamtsblatt und in das für 
den Grundbuchbezirk Niendorf zu Veröffentlichungen im Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren beſtimmte Blatt in angemeſſenen Zwiſchenräumen, 
das erſte Mal vor Beginn, das dritte Mal ſpäteſtens vier Wochen vor 
Ablauf der dreimonatigen Friſt) 

2. durch Aushang an der Gerichtstafel und an der zu öffentlichen Be— 
kanntmachungen beſtimmten Stelle in der Gemeinde Niendorf. 

Dem Grundbuchamte bleibt vorbehalten, die Bekanntmachung noch ander 

weit zu bewirken. 
15* 


| 910. 7 
Die bei dem Grundbuchamt aufbewahrten Urkunden, auf die eine Cin- 
tragung in dem zerſtörten oder abhanden gekommenen Grundbuche Bezug ge 
nommen bat, find durch Beſchaffung der Urfchriften oder von Ausfertigungen 
oder beglaubigten Abſchriften der Urkunden wieder herzuſtellen. 
ft eine ſolche Wiederherſtellung nicht angängig, fo ijt die Eintragung ohne 
die Bezugnahme zu bewirken. 


§ 11. 


Die Anlegung des Grundbuchblatts erfolgt nach Ablauf der dreimonatigen 
Friſt. Hierauf iſt in der öffentlichen Aufforderung ($ 8) hinzuweiſen. 


§ 12. 


Zur Eintragung eines der im § 5 Abf. 1 Bezeichneten als Eigentümer 
genügt, wenn er glaubhaft macht, daß er am 25. Juni 1919 als Eigentümer 
eingetragen geweſen iſt. f ieee 

Kann nicht nach Abf. 1 feſtgeſtellt werden, wer als Eigentümer einzutragen 
iſt, ſo wird derjenige als Eigentümer eingetragen, der ſeinen Eigenbeſitz durch 
ein Zeugnis der Ortsbehörde beſcheinigt oder durch Urkunden, eidesſtattlich ab⸗ 
gegebene Verſicherungen von Zeugen oder ſonſt glaubhaft macht, daß er allein 
oder unter Hinzurechnung der Beſitzzeit ſeiner Rechtsvorgänger das Grundſtück 
ſeit 10 Jahren ununterbrochen im Eigenbeſitze gehabt hat. 


§ 13. 


Zur Eintragung einer Eigentumsbeſchränkung oder eines dinglichen Rechtes 
iſt der Nachweis erforderlich, daß die Beſchränkung oder das Recht am 25. Juni 1919 
eingetragen geweſen iſt. 

Soweit der Inhalt des Grundbuchs nicht feſtgeſtellt werden kann, erfolgt 
die Eintragung von Beſchränkungen oder Rechten, wenn ſie gemäß § 6 Abſ. 1 
Nr. 2 von dem Eigentümer angezeigt oder wenn ſie von dem Berechtigten an⸗ 
gemeldet und von dem Eigentümer zu Protokoll des Grundbuchamts oder in 
einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde anerkannt ſind. 


914. 


Entſteht im Ermittlungsverfahren zwiſchen mehreren Perſonen Streit 
um das Eigentum, fo ift nach dem Ermeſſen des Grundbuchamts einer dev. 
ſtreitenden Teile als Eigentümer und zugleich zugunſten des oder der Gegner 
ein Widerſpruch einzutragen. Ebenſo beſtimmt ſich, wenn Streit über das Be— 
ſtehen eines das Eigentum beſchränkenden oder eines das Grundſtück belaſtenden 
Rechtes entſteht, nach dem Ermeſſen des Grundbuchamts, ob die Cigentumsbe- 


ae" ees 


ſchränkung oder das Recht unter gleichzeitiger Aufnahme eines Widerſpruchs oder 
nur ein Widerſpruch wegen der Eigentumsbeſchränkung oder des Rechtes ein— 


zutragen iſt. ; 

Entſprechend dem Abſ. 1 Satz 2 ift zu verfahren, wenn der Streit ledig— 
lich die Rangordnung oder das Beſtehen eines ein einzutragendes Recht belaſten— 
den Rechtes betrifft. 


§ 15. 


Die Wiederherſtellung der Grundbücher — einſchließlich der Verhand⸗ 
lungen, welche bei den Amtsgerichten zu dieſem Zwecke ſtattfinden — und der 
im § 10 bezeichneten Urkunden ſowie die Erteilung neuer Hypotheken- und Grund- 
ſchuldbriefe an Stelle der bei der Plünderung zerftörten oder abhanden gekommenen 
erfolgt koſten⸗ und ſtempelfrei. 


$16. 


Für die in den zerftörten oder abhanden gekommenen Grundbüchern ver⸗ 
zeichnet geweſenen Grundſtücke gelten bis zur Wiederherſtellung der Grundbücher 
die Vorſchriften der SS 17 und 18. : 


Ir 


An die Stelle der zu einer Rechtsänderung erforderlichen Eintragung tritt 
die Abgabe des Eintragungsantrags und der Eintragungsbewilligung und der 
ſonſtigen zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen zu Protokoll des Grund⸗ 
buchamts oder ihre Einreichung bei dem Grundbuchamte. 

Die Rechtsänderung iſt bei der Wiederherſtellung des Grundbuchs einzu⸗ 
tragen, wenn derjenige, deſſen Recht von der Rechtsänderung betroffen wird, 
dieſe Eintragung gemäß Ab. 1 bewilligt hat und bei der Wiederherſtellung als 
der Berechtigte eingetragen wird. Iſt die Rechtsänderung nicht einzutragen, fo 
gilt die Abgabe oder Einreichung der im Abf. 1 bezeichneten Erklärungen als 
Anmeldung des Rechtes. 


§ 18. 


Das Grundbuchamt hat ein Verzeichnis der nach $ 17 Abſ. 1 vorgenom⸗ 
menen Rechtsänderungen zu führen. Die Einſicht in das Verzeichnis iſt jedem 
zu geſtatten, der ein berechtigtes Intereſſe darlegt. 


§ 19. 


Sind nur die Grundakten abhanden gekommen und ergibt fic) die Not 
wendigkeit, diejenigen Urkunden, auf die eine Eintragung im Grundbuche Bezug 
nimmt, durch Beſchaffung der Urſchriften oder von Ausfertigungen oder beglau⸗ 
bigten Abſchriften der Urkunden wiederherzuſtellen, ſo erfolgt auch die Wieder 
herſtellung dieſer Urkunden koſten⸗ und ſtempelfrei. : 


O ee 


§ 20. 
Die zur Ausführung diefer Verordnung erforderlichen Vorſchriften erläßt 
der Juſtizminiſter. Er hat insbeſondere zu beſtimmen, wann mit dem in den 
§§ 2 bis 15 geregelten Verfahren zu beginnen iſt. 


Berlin, den 8. März 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
am Zehnhoff. Stegerwald. 


(Nr. 11870.) Verordnung zur Abänderung der Verordnung, betreffend die Gewährung von 
Reiſekoſten an Beamte der Auseinanderſetzungsbehörden, der Anfiedlungs- 
kommiſſion und der Meliorationsbauverwaltung und an die im Forſt⸗ 
einrichtungsbüro des Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten beſchäftigten Vermeſſungsbeamten, Forſtgeometer und Zeichner, vom 
23. September 1911 (Geſetzſamml. S. 210) fowie der Verordnung, betreffend 
die Gewährung von Reiſekoſten an Beamte der Meliorationsbauverwaltung, 
vom 9. Juli 1912 (Geſetzſamml. S. 203). Vom 24. März 1920. 


Di Preupijeje Staatsregierung verordnet hiermit, was folgt: 


; Sak 
Die durch die Verordnungen vom 23. September 1911 (Geſetzſamml. S. 210) 
und vom 9. Juli 1912 (Geſetzſamml. S. 203) vorgeſehene Ermäßigung der Tage: 
gelder bei Dienſtreiſen tritt bis zum 31. März 1922 außer Kraft. 


§ 2. 
Dieſe Verordnung findet auf alle feit dem 1. Juli 1919 angetretenen Dienſt⸗ 
reiſen Anwendung. 5 : 


Berlin, den 24. März 1920. 


Die Preußische Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haenifch. Südekum. Heine. 
am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


ge 


(Mr. 11871.) Verordnung über die Genehmigung von Grunderwerb durch außerpreußiſche 
juriſtiſche Perſonen. Vom 25. März 1920. 


Auf Grund des Artikel 7 $ 2 Abſ. 1 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche vom 20. September 1899 (Geſetzſamml. S. 177) wird in Abänderung 
des Artikel 6 der Verordnung zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs vom 
16. November 1899 (Gefegfammí. S. 562) und der dieſen Artikel abändernden 
Verordnung vom 29. November 1911 (Gefegfamml. S. 217) folgendes beſtimmt: 

Die zum Erwerbe von Grundſtücken nach Artikel 7 § 2 Abſ. 1 des Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch erforderliche Genehmigung wird 
juriſtiſchen Perſonen, die in einem anderen Bundesſtaat ihren Sitz haben, vom 
Regierungspräſidenten, in Berlin vom Polizeipräſidenten erteilt. Würde die 
juriſtiſche Perſon, wenn ſie am Orte des zu erwerbenden Grundſtücks ihren Sitz 
hätte, nach den beſtehenden allgemeinen Beſtimmungen einer anderen ſtaatlichen 
Aufſichtsbehörde als dem Regierungs- (Polizei-) Präſidenten unterſtehen, fo iſt 
dieſe andere Behörde für die Genehmigung zuſtändig. In allen Fällen iſt für 
die örtliche Zuſtändigkeit die Lage des Grundſtücks maßgebend. 

Berlin, den 25. März 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


Mr. 11872.) Bekanntmachung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
betreffend Verleihung der Rektoratsverfaſſung und des Promotiousrechts 
an die Landwirtſchaftliche Hochſchule zu Bonn-Poppelsdorf. Vom 8. April 1920. 


Alf Grund des Staatsminiſterialbeſchluſſes vom 2. Oktober 1919 und des 
Beſchluſſes der verfaſſunggebenden Preußiſchen Landesverſammlung vom 5. No- 
vember 1919 habe ich im Einvernehmen mit dem Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung der früheren Landwirtſchaftlichen Akademie, jetzigen 
Landwirtſchaftlichen Hochſchule zu Bonn-Poppelsdorf, namens der Preußiſchen 
Staatsregierung heute die Rektoratsverfaſſung und das Promotionsrecht mit der 
Maßgabe verliehen, daß den Satzungen rückwirkende Kraft vom 1. April 1920 
beigelegt worden iſt. 

| Berlin, den 8. April 1920. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Braun. 
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